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Untertanen im Reich von Xi Jinping

T
rotzodervielleichtsogarwe-
gen des ungebrochenen In-
novationsdrangs und der

großen Dynamik der chinesischen
Gesellschaft ist unter Machthaber
Xi Jinping die Einmischung der
kommunistischen Partei (KP) und
damit des chinesischen Staates in
fast alle Dinge des täglichen Le-
bens immer stärker geworden.
Schon 2012 avancierte Xi zum
Chef der kommunistischen Partei
und Vorsitzenden der Zentralen
Militärkommission, bald darauf
zum Staatspräsidenten. 2018 ließ
er die Verfassung ändern und die
Beschränkung auf zwei Amtszei-
ten aufheben. Unter Xi ist die Ein-
mischung des Staates in alle priva-
ten und wirtschaftspolitischen
Dinge außerordentlich gewach-
sen. Der chinesische Staat traut
seinen Bürgern nicht über den
Weg, und die Kontrolle des tägli-
chen Lebens wird immer schlim-
mer. Gerade bei der WeChat-App
lesen und hören die Zensoren des
Staates immer mit.

So kann der Staat bei Bedarf je-
derzeit auf Informationen über
denZahlungsverkehr,denKonsum
und nicht zuletzt auf die persönli-
chen und beruflichen Netzwerke
der Bürgerinnen und Bürger zu-
rückgreifen. Obwohl das alles gut
bekannt ist, gehen die Chinesen
sehr sorglos mit ihren privaten
Daten um. Denn ohne die WeChat-
App kann man im chinesischen
Alltag kaum noch agieren. Der
Staat ist daher immer bestens über
seine Untertanen informiert.

Auch die vielen an Verkehrskno-
tenpunkten und Kreuzungen ins-
tallierten Kameras, die alle paar
Sekunden ein Foto mit grellem

Angesichts allgegenwärtiger staatlicher Kontrolle findet das offene Gespräch
vor allem im Privaten statt – Gewisse Freiräume gibt es an den Spitzenunis

Blitzlicht machen, sind beunruhi-
gend. Sie sollen der Sicherheit und
der Verfolgung von Verkehrssün-
dern dienen, können aber natür-
lichauchfürdieKontrollederMen-
schenundihrertäglichenAktivitä-
ten genutzt werden.

Auch die Reisen öffentlicher An-
gestellter, vor allem derjenigen,
die in sicherheitsrelevanten Berei-
chen arbeiten, aber selbst die Rei-
sen von Lehrern und Kranken-
schwestern werden strikt kontrol-
liert. Immer mehr Berufsgruppen
müssen nach jeder Auslandsreise
den Reisepass bei ihrem Arbeitge-
ber abgeben. Für die nächste Reise
müssen dann detaillierte Begrün-
dungen angegeben werden, um
den Pass wieder ausgehändigt zu
bekommen. Um diesen Unan-
nehmlichkeiten aus dem Weg zu

IMPRESSIONEN AUS CHINA – TEIL 2

gehen, verzichten viele beruflich
ehrgeizige Chinesen mittlerweile
auf eine Auslandsreise.

Die Studentenproteste von 1989
auf dem zentralen Tiananmen-
Platz in Peking, aber auch in vielen
anderen Städten stecken der KP
ChinasimmernochtiefindenKno-
chen. Die Proteste konnten damals
nur mit dem Einsatz brutalster Ge-
walt beendet werden. Als Chinas
außerordentlich strikte Isola-
tionspolitik während der Covid-
Pandemie im Oktober und Novem-
ber 2022 zu zunehmenden lokalen
Protesten führte, lockerte die Par-
tei sogar kurz darauf ihre Restrik-
tionen, um nicht die Kontrolle
über die Lage zu verlieren.

Vor allem aber ist es um die Be-
reitschaft der Bürger, sich über die
politische und ökonomische Lage
des Landes zu äußern, immer
schlechter bestellt. Wirklich öf-
fentliche Diskussionen, in denen
kritisch und kontrovers diskutiert
wird, gibt es schon lange nicht
mehr. Noch existieren manche Ni-
schen, in denen allerdings sehr
vorsichtig agiert wird. Beispiels-
weise gibt einen öffentlichen Dis-
kussionszirkel in Shanghai, der
von den Behörden geduldet wird.
Dort sind überwiegend Ausländer
vertreten, aber auch einige chine-
sische Staatsbürger. Doch zu wirk-
lich brisanten Themen finden die
Gespräche hinter den geschützten
Mauern eines westlichen General-
konsulats statt.

Auch manche Universitäten ha-
ben sich gewisse Freiraume schaf-
fen können. Viele gesellschafts-
politische Tabus wie beispielswei-
se die Tiananmen-Proteste 1989,
die rücksichtslose Politik Chinas
gegen die Uiguren in Xinjiang und
die Taiwanfrage werden aber auch
hier nur äußerst behutsam ange-
sprochen, wenn überhaupt. Ande-
reThemensindwenigerproblema-
tisch. Bei meinem Vortrag an der
Remnin-Universität über die Han-
delsbeziehungen zwischen der EU
und China war keine Selbstzensur
nötig. Die anschließende Diskus-
sion war sehr frei und verlief
durchaus kontrovers.

Hinter verschlossenen Türen,
ohne Öffentlichkeit ist das unter
Experten erst recht möglich, gera-
de an den führenden Universitäten
in den großen Städten. Überhaupt

genießen diese Spitzenuniversitä-
ten im Gegensatz zu den vielen,
meist engmaschig kontrollierten
und gänzlich vom Staat finanzier-
ten Think Tanks größere Freirau-
me. Bei den Universitäten in der
Provinz sieht das schon wieder an-
ders aus. So ist es wenig überra-
schend, dass viele Forscher und
Gelehrte lieber an einer renom-
mierten Universität als Professor
tätig sind, als einflussreicher Ab-
teilungsleiter an einem bekannten
Think Tank zu sein.

Nur teilweise richtig ist es, dass
viele chinesische Staatsbürger
sichauchimprivatenGesprächnur
noch sehr zurückhaltend äußerten
und Gesprächen über Politik oder
Wirtschaft aus dem Weg gingen.

Das passiert zwar, üblich ist es aber
nicht. In der Regel sind Chinesen
im privaten Gespräch durchaus of-
fen. Namentlich zitieren sollte
man sie danach aber nicht.

Wie überall ist auch in China ge-
rade bei jüngeren Menschen der
Freiheitsdrang groß. Nach wie vor
ist es der Wunsch vieler Studieren-
der, ins westliche Ausland zu ge-
hen und nach dem Abschluss viel-
leicht auch noch ein paar Jahre
dort zu arbeiten. Die Rückkehr ist
dabei aber gleich mit eingeplant,
auch wenn die Nachfrage früherer
Jahre nach hoch qualifizierten
ArbeitskräftenmitAuslandserfah-
rung drastisch verändert hat. Frü-
her begehrt, werden Chinesen mit
Auslandsstudium Berufstätigkeit
in den USA oder Europa im Zuge
des von Xi Jinping kräftig ange-
fachten Nationalismus von vielen
chinesischen Arbeitgebern mitt-
lerweile mit großem Misstrauen
betrachtet.Wersichmehralssechs
Monate im Ausland aufgehalten
hat, gilt als unzuverlässig und
kann eine Karriere im diplomati-
schen Dienst, im politischen und
sicherheitspolitischen Bereich in
der Regel vergessen.

Für viele junge Menschen stellt
dies ein großes Problem dar. Denn
der Staat ist ein wichtiger Arbeit-
geber, gerade in der derzeit
schlechten ökonomischen Situa-
tion Chinas. Die Jugendarbeitslo-
sigkeit ist so hoch wie noch nie.
China ist sicherlich ein superdyna-
misches, hochinnovatives Land.
Dochtrotzallerdigitalenundtech-
nologischen Fortschritte steckt
das Land in einer tiefen Krise. Spe-
ziell auf die wirtschaftliche Lage
werde ich in der nächsten Folge
meiner „Impressionen aus China“
eingehen.

Klingbeil macht
es sich zu einfach

L
ars Klingbeil hat
mindestens zwei
Probleme: Die von

ihm geführten Sozialde-
mokraten kommen ein-
fachnichtausdemUmfra-
getief heraus und düm-
peln weiter um die 15 Pro-
zent herum. Und in seiner
Funktion als Bundesfinanzminister
steht er vor einem gewaltigen Haus-
haltsloch. Zwischen 2027 und 2029
fehlen in der Finanzplanung mehr
als 170 Milliarden Euro, allein 2027
sind es rund 34 Milliarden Euro. Nun
hofft der SPD-Mann, beide Proble-
me in einem Aufwasch lösen zu kön-
nen: Er folgt dem linken Reflex, bei
Haushaltslöchern nach Steuererhö-
hungen zu rufen.

Erwartungsgemäß blockt die
Union ab und kann sich dabei auf
den Koalitionsvertrag berufen, der
keine höheren, sondern im Gegen-
teil niedrigere Steuern verspricht.
Klingbeil macht es sich zu einfach,
aber zumindest in einem Punkt hat
er recht: Das deutsche Steuersystem
ist extrem ungerecht, insbesondere
die Einkommensteuer: Wurde 1965
der Spitzensteuersatz beim 15-fa-
chen des Durchschnittslohnes fäl-
lig, liegt die Grenze heute nur noch
beim 1,5-fachen. Ein gutverdienen-

Statt Steuererhöhungen braucht es eine Reform der
Spitzenbelastung und den Abbau von Subventionen

der heute bei 42 Prozent
liegt,angehobenwird.Nur
zur Erinnerung: Jahrzehn-
telang lag der Spitzensatz
in der alten Bundesrepub-
lik bei 53 Prozent, zeitwei-
se sogar bei 56 Prozent.
Auch unter unionsgeführ-
ten Bundesregierungen

wurde das als gerecht empfunden.
Das wäre eine runde Steuerre-

form, für die Klingbeil auch in der
Union eine Zustimmung erreichen
könnte. Schließlich hat Friedrich
Merz in der vergangenen Wahlpe-
riode als Oppositionsführer mehr-
fach anklingen lassen, dass er
Steuererhöhungen in Kauf nehmen
würde, wenn dadurch die Mittel-
schicht entlastet würde.

Eine derartige Steuerreform, die
sich durch eine Umverteilung von
reichzuarmweitgehendselbstfinan-
ziert, löst jedoch die Haushaltsprob-
leme nicht. Es gibt aber genügend
Steuersubventionen, die abgeschafft
werdenkönnen,weil siegänzlichoh-
ne die erhoffte Lenkungswirkung ge-
blieben oder sogar kontraproduktiv
sind: Der Bundesrechnungshof plä-
diert etwa dafür, die Absetzbarkeit
von Handwerkerleistungen in priva-
ten Haushalten und das Dieselprivi-
leg– also die gegenüber Benzin nied-
rigere Besteuerung von Diesel – zu
streichen, Flugbenzin zu besteuern
unddenKatalogdesermäßigtenUm-
satzsteuersatzesdeutlichzustraffen.

Allein durch den Wegfall zweifel-
hafter Vergünstigungen ließen sich
dieHaushaltslöcherstopfen.Neben-
bei würde auch noch die Steuerge-
rechtigkeit steigen, schließlich pro-
fitieren von Subventionen immer
nur einzelne Gruppen und nicht die
Masse der Steuerzahler.

Beginnen müsste die Koalition al-
lerdings damit, den von der CSU in
den Koalitionsvertrag hineinver-
handelten ermäßigten Steuersatz
für Restaurants wieder abzusagen –
zumal die Branche schon klarge-
macht hat, dass sie die niedrigen
Preise nicht weitergeben, sondern
damit die Gewinne steigern will.
Klingbeil aber fehlt derzeit die Kraft,
das und andere Einschnitte durch-
zusetzen. Für einen Finanzminister
ist das dramatisch. Mit Sticheleien
gegen den Koalitionspartner wird er
seine enormen Haushaltsprobleme
jedenfalls nicht lösen.

LEITARTIKEL

der Facharbeiter zahlt in der Spitze
also genauso viel an den Fiskus wie
ein Manager mit einem Jahresein-
kommen von 250.000 Euro.

Außerdem ist der Verlauf des
Steuertarifs inzwischen sehr steil.
Das führt dazu, dass die Belastung
gerade im unteren und mittleren
Einkommensbereich besonders
stark mit dem Einkommen ansteigt.
Mit dem Grundsatz einer Besteue-
rung nach der Leistungsfähigkeit
hat das nichts mehr zu tun.

Die Spitzenbelastung muss deut-
lichspätereinsetzen,dieKurveabge-
flacht werden. Das kostet allerdings
Milliardenbeträge. Die können aber
wieder reingeholt werden, wenn
gleichzeitig der Spitzensteuersatz,

Dobrindts Grenzüberschreitung

I
n Pakistan ist passiert,
was nie hätte passieren
dürfen: Afghanen mit

einer Aufnahmezusage
für Deutschland wurden
festgenommen oder,
noch schlimmer, in das
Reich der Taliban abge-
schoben. Das konnte nur
geschehen, weil das von CSU-Mann
Alexander Dobrindt geführte In-
nenministerium die einschlägigen
Programme gestoppt hat.

Dabei ist der Fall keineswegs ab-
geschlossen. Weitere Betroffene,
die Haus und Hof verlassen und alles
riskiert haben, sitzen in zur Hölle

Regierung lässt afghanische Helfer in Pakistan im Stich

gewordenen „Safe Houses“ fest und
fürchten, dass ihnen Ähnliches wi-
derfährt wie den Landsleuten. Das
ist nicht hinnehmbar.

Dass die neue Bundesregierung
schnell eine „Migrationswende“
einleiten würde, war absehbar. Die
Koalitionsparteien CDU und CSU

KOMMENTAR

sindmitdemZielangetre-
ten, der AfD den Nährbo-
den zu entziehen. Aller-
dings ist das politische
Kalkül bislang nicht auf-
gegangen. In einer der
letzten Umfragen lag die
AfD sogar vor der Union.
Daraus ergibt sich ein

strategisches Dilemma: Rudern die
Schwesterparteien in ihrer Flücht-
lingspolitik zurück? Oder wollen sie
noch weitergehen? Und wie sähe
dieses Weiter dann aus?

Juristisch bewegt sich Dobrindt
bei der Zurückweisung von Asylbe-
werbern aus Polen oder Österreich
mindestens an einer Grenze. Bei
der geschlossenen Tür für die Af-
ghanen hat er die Grenze über-
schritten. Diese Menschen haben
in der Regel für die Bundeswehr
oder das Auswärtige Amt gearbei-
tet. Und sie sind in Pakistan, weil
sie auf die deutsche Aufnahmezu-
sage vertraut haben.

Gewiss sieht die Gesellschaft den
Zuzug von Flüchtlingen heute kriti-
scheralsvorzehnJahren.Dochmuss
sich die Flüchtlingspolitik einer
unionsgeführten Regierung in
rechtsstaatlichen und moralischen
Kategorien von der AfD unterschei-
den. Sonst hätte die AfD gewonnen.
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Thomas Plaßmann

HEIDELBERG Bahnchefs gehen
nicht, sie werden gegangen. Immer
wieder finden sich Gründe, wes-
halb der amtierende Vorstandsvor-
sitzende vorzeitig oder überra-
schend seinen Posten räumt. Da
steht dann der große Zampano
plötzlich als Verlierer da, als einer,
der„es“ nicht kann. Platz da für den
Neuen (bisher waren es ja aus-
schließlich Männer). Richard Lutz
reiht sich ein in eine hoch bezahlte
Riege von gescheiterten Managern.
Wobei: So richtig falsch gemacht
hat er nichts. Aber auch nicht vieles
richtig. Doch dafür kann er so we-
nig, wie seine Vorgänger. Die
eigentlichen Schuldigen der Bahn-
misere sind nicht die Bahnmana-
ger. Es sind die Politiker. Natürlich
die jeweiligen Verkehrsminister,
aber auch die Regierungsfraktio-
nen, die sich über Jahrzehnte be-
harrlich weigern, die Bahn mit den
nötigen Mitteln auszustatten.

Die Zeitungen
kommentieren die

Ablösung des Bahnchefs

PRESSESCHAU

FRANKFURT/ODER Die Erwartun-
gen an die neue Spitze des Staats-
konzerns legte der Minister gleich
mal hoch: „Zufriedene Kunden“
soll die Bahn künftig wieder haben.
Oder anders formuliert, pünktlich
und sauber, komfortabel und zu-
verlässig. Für die Neue oder den
Neuen an der Spitze kann das sehr
schnell zum Problem werden, denn
der Weg dahin wird noch sehr lange
dauern, ganz einfach auch, weil
eine womöglich besser geplante
Netzsanierung nicht schnell um-
setzbar ist. Auch wenn die neue
Bahn-Spitze alle oben genannten
Voraussetzungen erfüllen sollte:
Wunder wird auch sie nicht voll-
bringen können. Bis dahin wer-
den die Kunden der Bahn sich wei-
ter in Geduld üben und die Verspä-
tungen und das Chaos geduldig er-
tragen müssen.

Die neue Bundesregierung sucht
den Neuanfang bei der Deutschen
Bahn – und dafür braucht man ein
neues Gesicht. Da nimmt man wohl
auch die Zahlung einer hohen Ab-
findung in Kauf. Richard Lutz hat si-
cher nicht alles falsch gemacht (der
eingeleitete Kurs der Sanierung von
Hochleistungsstrecken etwa ist
richtig!). Aber er verkörperte ein
Weiter-so, und dass das nicht reicht,
weißjedervonZugausfällengeplag-
ter Fahrgast.
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KLAUS LARRES
ist Professor für Geschichte und

internationale Beziehungen an der
University of North Carolina/Chapel Hill.

Nach einer Forschungs- und
Vortragsreise nach China unterbricht

Larres für eine kleine Reihe von
Erfahrungsberichten seine ständige

Kolumne „Amerika verstehen“
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Die
Studentenproteste

von 1989 stecken
der KP Chinas immer
noch tief in den Knochen

Wer sich
mehr als

sechs Monate
im Ausland aufgehalten
hat, gilt als unzuverlässig
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Diese Menschen
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